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Traktandenliste 

 

1. Genehmigung des Budgets 2022 und Festsetzung des Steuerfusses der Politischen 
Gemeinde Buch am Irchel 

2. Genehmigung Totalrevision Abfallverordnung 

3. Genehmigung Teilrevision Besoldungsverordnung 

4. Genehmigung Bauprojekt Ersatz Wasserleitung Geisswies – Wiler sowie Genehmi-
gung des Bruttokredits von CHF 250'000.00 inkl. MwSt. 

5. Genehmigung Kreditabrechnung Sanierung Heizzentrale der Fernwärmeheizung 

6. Anfragen nach § 17 des Gemeindegesetzes 
 
 
 
Die Akten und das Stimmregister liegen ab Donnerstag, 11. November 2021, während den 
Bürozeiten der Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf. 
 
Anfragen nach § 17 des Gemeindegesetzes sind dem Präsidenten der Gemeindevorsteher-
schaft spätestens zehn Arbeitstage vor der Versammlung einzureichen. 
 
Stimmberechtigt sind Schweizerinnen und Schweizer mit politischem Wohnsitz in der Ge-
meinde, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht vom Stimmrecht ausgeschlos-
sen sind. 
 
Die gesetzlichen Bestimmungen über das Anfrage- und Rekursrecht werden in der Einla-
dungsbroschüre auszugsweise bekanntgegeben. 
 
Der beleuchtende Bericht (Weisung) wird allen Haushaltungen zugestellt. Weitere Exemplare 
können bei der Gemeindeverwaltung bezogen oder von der Homepage heruntergeladen 
werden. 
 
 
Buch am Irchel, 4. November 2021 Gemeinderat Buch am Irchel 
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Politische Gemeinde 
 
Geschäft Nr. 1 
 
 
Genehmigung des Budgets 2022 und Festsetzung des Steuerfusses der Politischen 
Gemeinde Buch am Irchel auf 41% 
 _________________________________________________________________________  
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat Buch am Irchel beantragt den Stimmberechtigten, sie wollen gestützt auf 
Art. 16, Ziffer 1 und 2 der Gemeindeordnung vom 4. März 2018 beschliessen: 
 
1. Das Budget 2022 der Politischen Gemeinde Buch am Irchel wird mit folgenden Fest-

stellungen genehmigt: 

1.1. Mit CHF 4'697'270.00 Aufwand und CHF 4'576'420.00 Ertrag weist die Erfolgsrech-
nung einen Aufwandüberschuss von CHF 120'850.00 aus. 

1.2. Für Investitionen im Verwaltungsvermögen werden CHF 475'000.00 Ausgaben und 
CHF 226'000.00 Einnahmen vorgesehen, was Nettoinvestitionen von CHF 249’000.00 
ergibt. 

1.3. Für Investitionen im Finanzvermögen werden CHF 200’000.00 Ausgaben und CHF 
0.00 Einnahmen vorgesehen, was Nettoveränderungen von CHF 200’000.00 (Ausga-
benüberschuss) ergibt. 

1.4. Der mutmassliche Nettogemeindesteuerertrag beträgt CHF 2'200'000.00 (100%). Der 
Steuerfuss wird auf 41% festgesetzt. Daraus resultieren Steuereinnahmen von CHF 
902’000.00. 

1.5. Der interne Zinssatz wird auf 0.5% festgelegt. 

1.6. Der Aufwandüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss (Eigenkapi-
tal) entnommen. 

2. Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten der Politischen Gemeinde Buch 
am Irchel das Budget 2022 zu genehmigen und den Steuerfuss auf 41% (Vorjahr 41%) 
festzusetzen. 
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Weisung zum Budget 2022 
 
Die Erfolgsrechnung weist einen Aufwandüberschuss von CHF 120'850.00 aus. Der Steuer-
fuss von 41% soll beibehalten werden. Eine Erhöhung des Steuerfusses steht ausser Frage. 
Die Schulden müssen langfristig wieder abgebaut werden, welche zur Finanzierung der Ir-
chelhalle gemacht werden mussten. 
 
Die wirtschaftliche Lage der Gemeinde ist solide und ihre mutmassliche Entwicklung wird 
voraussichtlich stabil sein. Die Einwohnerzahl hat im Jahr 2020 den erwarteten grösseren 
Sprung auf etwa 1030 Personen gemacht. Für die nächsten 3-4 Jahren rechnen wir nur noch 
mit einem leichten Anstieg. Beim Steuerertrag ist eine genaue Prognose so schon schwierig, 
wurde aber durch Corona noch unsicherer. Wir rechnen damit, dass der Steuerertrag ge-
genüber dem Budget 2021 aufgrund der aktuellen Zahlen stagniert. 
 
Gemäss §§ 95 und 96 des Gemeindegesetzes muss jährlich der Finanz- und Aufgabenplan 
festgelegt und zusammen mit dem Budget der Gemeindeversammlung zur Kenntnisnahme 
unterbreitet werden. Der Finanz- und Aufgabenplan wurde durch das Beratungsbüro Swiss-
plan überarbeitet und vom Gemeinderat am 14. Oktober 2021 festgesetzt. 
 
 
Hinweise zur Erfolgsrechnung: 
 

0 Allgemeine Verwaltung: Der Nettoaufwand fällt im 2022 rund CHF 40'000.00 höher 
aus als im Vorjahr. Die Aufteilung der Pensionskassenbeiträge wurden per 1. Januar 
2021 neu geregelt. Neu übernimmt der Arbeitgeber 60 % (bisher 50 %) der Beiträge. 
Die Bautätigkeit hat seit der Coronapandemie stark zugenommen. Dies hat zur Folge, 
dass auch mehr Schutzabklärungen und Bauberatungen nötig werden. Die Büroräum-
lichkeiten im Obergeschoss des Gemeindehauses werden ab 1. Oktober 2021 selbst-
genutzt. Es wurde ein Büro für den per 1. Oktober 2021 eingestellten Leiter Werkbe-
triebe eingerichtet. 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit: Der Nettoaufwand fällt im Jahr 2022 knapp 
CHF 9'000.00 höher aus als im Vorjahr. Dies ist vor allem auf den höheren Kostenan-
teil an den Feuerwehrzweckverband zurückzuführen. 

3 Kultur, Sport und Freizeit: Der Nettoaufwand fällt rund CHF 2'000.00 tiefer aus als im 
Vorjahr. Für 2022 plant die Kulturkommission trotz Pandemie mit den alljährlichen Ver-
anstaltungen. Bei der Irchelhalle wurde das Arbeitspensum des Hallenwarts etwas re-
duziert. 

4 Gesundheit: Der Nettoaufwand fällt rund CHF 90'000.00 höher aus als im Vorjahr. Der 
Zweckverband Alterswohnheim Flaachtal wird in eine gemeinnützige Aktiengesell-
schaft umgewandelt. Somit entfallen die jährlichen Kostenbeiträge. Bei der Pflegefi-
nanzierung wurden höhere Beiträge budgetiert. Die Berechnungen basieren auf der ak-
tuellen Situation. Reserven wurden keine budgetiert. 

5 Soziale Sicherheit: Der Nettoaufwand fällt gegenüber dem Vorjahr um etwa CHF 
28'000.00 höher aus. Die Budgetierung der Ergänzungsleistungen und der Wirtschaftli-
chen Hilfe basiert auf den aktuellen Fallzahlen (Stand: Sommer 2021). 

6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung: Aufgrund der Reorganisation des Forst- und 
Werkbetriebes wurde per Oktober 2021 eine neue Stelle 'Leiter Gemeindewerk' ge-
schaffen. Die in den letzten Jahren immer wieder verschobene Sanierung der Haupt-
strasse durch den Kanton steht nun für 2022 an. Um Synergien zu nutzen, sind einige 
Unterhaltsarbeiten 'rund um' die Hauptstrasse geplant. 



- 5 - 
 

 

7 Umweltschutz und Raumordnung: Seit 1. Oktober 2020 ist das neue Gebührenmo-
dell für die Wasser- und Abwassergebühren in Kraft. Dies hat eine Verschiebung zwi-
schen Grund- und Mengengebühren zur Folge. Die für 2021 im Zusammenhang mit 
der Sanierung der Hauptstrasse geplanten Unterhaltsarbeiten im Bereich Wasser und 
Abwasser wurden ins 2022 verschoben. 

8 Volkswirtschaft: Der Gemeinderat hat die Reorganisation 'Forst 2024+' beschlossen. 
Dabei sollen die Forstbetriebe der Flaachtalgemeinden Dorf, Volken, Flaach, Berg a. I. 
und Buch a. I. künftig zusammen bewirtschaftet werden. Es soll dafür ein Zusammen-
arbeitsvertrag ausgearbeitet werden. Die Koordination etc. soll über Buch am Irchel 
laufen. Dafür wurde der jetzige Forst- und Werkbetrieb getrennt, indem eine neue Stel-
le 'Leiter Gemeindewerk' (siehe Funktion 6150) geschaffen wurde. Dadurch entfallen 
die internen Verrechnungen zu Gunsten der Funktion 8200. Es sieht so aus, als ob 
sich die Käferproblematik etwas entschärft. So laufen die Verkäufe aus dem Privatwald 
wieder direkt über die Besitzer. 

9 Finanzen und Steuern: Der Steuerertrag wurde aufgrund des laufenden Rechnungs-
jahres übernommen. Es wird davon ausgegangen, dass die Steuererträge eher stag-
nieren oder sogar etwas zurückgehen aufgrund der aktuellen Situation (Pandemie). 
Einzig bei den Grundstückgewinnsteuern rechnen wir aufgrund der in den Vorjahren 
erzielten Erträgen mit mehr Einnahmen. Bei der Landischeune muss die Regenwasser-
leitung erneuert und bei der Hauptstrasse 55 die Wasserleitungsführung überprüft wer-
den. Beides soll während der Sanierung der Hauptstrasse geschehen. 

 

Hinweise zur Investitionsrechnung: 

 

0 Allgemeine Verwaltung: Beim Werkgebäude muss die Holzfassade neu gestrichen 
werden. Auch bei den Toren hat die Witterung Spuren hinterlassen, welche es zu be-
heben gilt. 

6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung: Der Start der 1. Etappe der Strassensanie-
rung Desibachstrasse, welcher ursprünglich für 2022 geplant war, wurde auf 2023 ver-
schoben. Die ebenfalls für 2022 geplante Sanierung des Kirchwegs wurde bis auf wei-
teres aufgeschoben. Somit stehen für 2022 keine Investitionen im Bereich Strassen an. 

7 Umweltschutz und Raumordnung: Es sind rund CHF 80'000.00 mehr Investitionen 
als im 2021 geplant. Wie auch im Strassenbereich wurden die Sanierungen Desibach-
strasse und Kirchweg verschoben. Als grösste Investition im 2022 steht die Sanierung 
der Wasserleitung Geisswies - Wiler an. Sofern der Kanton die Hauptstrasse saniert, 
werden Synergien genutzt und einige Sanierungen in den Bereichen Wasser und Ab-
wasser getätigt. Die Unwetter vom Sommer 2021 haben Spuren hinterlassen. So ist für 
das Jahr 2022 die Verbauung des Langwiesbach vorgesehen. 

 
Ab Seite 6 sehen Sie einen Teilauszug aus dem Budget 2022. Das vollständige Budget so-
wie der Aufgaben- und Finanzplan 2021 – 2025 liegen bei der Gemeindeverwaltung auf und 
können eingesehen werden. 
 
Wenn Sie an weitergehenden Informationen im Finanzbereich interessiert sind, gibt Ihnen 
der Gemeinderat oder das Team der Gemeindeverwaltung gerne Auskunft. 
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Steuerertrag und 

Steuerfuss             

                  

                  

Steuerertrag und Steuerfuss 
        Budget Budget 

        2022 2021 

                  

                  

Steuerbedarf               

                  

  Gesamtaufwand         4'697'270.00 4'613'300.00 

  
Ertrag ohne ordentliche Steuern Rechnungs-
jahr         3'674'420.00 3'549'450.00 

  Zu deckender Aufwandüberschuss (-)         -1'022'850.00 -1'063'850.00 

                  

                  

Steuerertrag und Steuerfuss   Budget Budget       

        2022 2021       

                  

  
Einfacher Gemeindesteuerertrag 
netto, 100 %   

2'200'000.00 2'185'000.00 
      

                  

  Steuerfuss    41% 41%       

                  

  Zusammensetzung Steuerertrag:             

  
4000.0 Einkommenssteuer natürliche Personen 
Rechnungsjahr 785'000.00 780'000.00       

  
4001.0 Vermögenssteuer natürliche Personen 
Rechnungsjahr 100'000.00 100'000.00       

  
4010.0 Gewinnsteuer juristische Personen Rech-
nungsjahr 15'000.00 20'000.00       

  
4011.0 Kapitalsteuer juristische Personen Rech-
nungsjahr 2'000.00 2'000.00       

  Steuerertrag Rechnungsjahr   902'000.00 902'000.00       

        
 

        

                  

  Steuerertrag Rechnungsjahr         902'000.00 902'000.00 

                  

  Jahresergebnis Erfolgsrechnung 
Ertragsüberschuss (+) / Aufwand-
überschuss (-) 

  -120'850.00 -161'850.00 
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Politische Gemeinde 
 
Geschäft Nr. 2 
 
 
Totalrevision Abfallverordnung 
 _________________________________________________________________________  
 
Antrag 
 
Der Gemeinderat Buch am Irchel beantragt den Stimmberechtigten gestützt auf Art. 13 Ziff. 4 
der Gemeindeordnung vom 4. März 2018: 
 

Die Abfallverordnung der Gemeinde Buch am Irchel (Totalrevision) zu genehmigen. 
 
 
Weisung 
 
Die heute gültige Abfallverordnung wurde am 8. Dezember 1995 erlassen und soll nach bald 
26 Jahren Gültigkeit aktualisiert werden. Deshalb hat der Gemeinderat eine Totalrevision auf 
Basis der kantonalen Musterverordnung in Angriff genommen. Der Entwurf der überarbeite-
ten Abfallverordnung wurde dem AWEL zur Vorprüfung zugestellt. Gemäss dessen Rück-
meldung ist die vorgelegte Fassung ohne Vorbehalte genehmigungsfähig. Nach der Geneh-
migung wird der Gemeinderat den Gebührentarif erlassen. Als wesentliche Änderung beim 
Tarif hat die Exekutive die Absicht, die bisherige Unterscheidung von Einpersonenhaushal-
ten und Mehrpersonenhaushalten aufzuheben und nur eine Gebühr pro Haushalt festzule-
gen. Dies vereinfacht den administrativen Aufwand der jährlichen Rechnungsstellung. 
 
 

Entwurf Abfallverordnung 
******************************* 

 
Die Gemeindeversammlung erlässt, gestützt auf Art. 35 des kantonalen Abfallgesetzes vom 25. Sep-

tember 1994 und auf Art. 13 der Gemeindeordnung vom 4. März 2018, folgende Verordnung: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Gegenstand und Geltungsbereich 
1 Diese Verordnung regelt die kommunale Abfallwirtschaft im Bereich der Siedlungsabfälle nach Art. 3 

Buchstabe a der eidgenössischen Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 

(Abfallverordnung, VVEA) vom 4. Dezember 2015. 

 

2 Sie gilt im ganzen Gemeindegebiet. Der Gemeinderat Buch am Irchel kann in begründeten Fällen für 

bestimmte Ortsteile, Gebiete oder Veranstaltungen abweichende Regelungen erlassen. 

II. Aufgaben der Gemeinde 

Art. 2 Sammlungen und Dienste 
1 Die Gemeinde sorgt dafür, dass Siedlungsabfälle fach- und umweltgerecht gesammelt, abgeführt 

und verwertet oder in öffentlichen Anlagen behandelt werden. 
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2 Die Gemeinde bietet für Kehricht regelmässige Abfuhren an. Die Abfuhr erfolgt nach dem Plan der 

Kehrichtorganisation Wyland (KEWY). 

 

3 Die Gemeinde sorgt dafür, dass verwertbare Anteile von Siedlungsabfällen wie Glas, Papier, Karton, 

Metalle, Grünabfälle, Textilien sowie Altöl aus Haushalten so weit wie möglich getrennt gesammelt 

und stofflich verwertet werden. 

 

4 Die Gemeinde kann Abfuhren oder Sammelstellen für weitere Abfälle anbieten. 

 

5 Die Gemeinde stellt an stark frequentierten öffentlichen Orten geeignete Abfallbehältnisse zur Verfü-

gung und entleert diese regelmässig. 

 

6 Die Gemeinde lässt die vom Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL) angebotenen mobilen 

Sammlungen von Kleinmengen an Sonderabfällen aus Haushalten durchführen und sorgt für die ent-

sprechende Ankündigung. 

 

Art. 3 Informationen 
1 Die Gemeinde informiert die Bevölkerung und Unternehmen, wie Sie Abfälle vermeiden oder um-

weltgerecht entsorgen können und wie sie invasive gebietsfremde Organismen oder Teile davon ent-

sorgen müssen. 

 

2 Die Gemeinde koordiniert ihre Informationstätigkeit mit dem Kanton. 

 

3 Alle Haushalte und Unternehmen erhalten regelmässig einen Abfallkalender. 

 

4 Die Gemeinde erhebt Daten für die Abfallwirtschaft wie Angaben über Abfallmengen, Abfallarten, 

Abfallherkunft, Entsorgungswege, Kosten und Gebühren. Die Daten sind öffentlich zugänglich und 

werden dem Kanton jährlich zur Verfügung gestellt. 

 

Art. 4 Spezialfälle 
1 Für eine umweltverträgliche Entsorgung kann die Gemeinde mit Unternehmen, die grosse Mengen 

von Siedlungsabfällen erzeugen, Vereinbarungen zur Abfallvermeidung oder Abfallbehandlung ab-

schliessen. 

 

2 Bei der Nutzung von öffentlichem Grund kann die Gemeinde Beschränkungen sowie weitere Mass-

nahmen zur Abfallbewirtschaftung gegenüber jedem Nutzer, insbesondere auch gegenüber Veranstal-

tern, anordnen. 

 

3 Einkaufsläden und Betriebe der Unterwegsverpflegung haben ihrer Kundschaft genügend Sammel-

behältnisse für Kehricht und Separatabfälle zur Verfügung zu stellen. Sie können verpflichtet werden, 

liegen gelassene Abfälle einzusammeln und zu entsorgen. 

III. Pflichten der Inhaberinnen und Inhaber von Abfällen 

Art. 5 Umgang mit Abfällen 
1 Siedlungsabfälle müssen den von der Gemeinde bezeichneten Sammlungen oder Sammelstellen 

übergeben werden. Die getrennt zu sammelnden Siedlungsabfälle (Separatabfälle) sind nach den 

Vorschriften der Gemeinde der entsprechenden Sammlung zuzuführen. 
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2 Die Sammelstellen für Separatabfälle dürfen nur zu den angegebenen Zeiten und ausschliesslich zur 

Entsorgung von Separatabfällen in die dafür vorgesehenen Behältnisse benützt werden. 

 

3 Öffentliche Abfallbehältnisse dienen der Aufnahme von Kleinabfällen. Sie dürfen nicht zur Entsor-

gung von Kehrichtsäcken oder grösseren Mengen von Abfällen benutzt werden. 

 

4 Es ist verboten, Abfälle im Freien oder in Öfen, Cheminées oder dergleichen zu verbrennen. 

 

5 Kompostierbarer Küchenabfall ist nach Möglichkeit selber zu kompostieren. Jede Liegenschaft hat 

nach Möglichkeit einen Standort für kompostierbare Abfälle zu erstellen. 

 

6 Natürliche Wald-, Feld- und Gartenabfälle dürfen ausserhalb von Anlagen nur verbrannt werden, 

wenn sie so trocken sind, dass nur wenig Rauch entsteht. In den Monaten November bis Februar ist 

die Verbrennung im Freien verboten. Ausgenommen sind Brauchtums- und Grillfeuer. 

 

7 Es ist verboten, Abfälle im Freien auf öffentlichem oder privatem Grund abzulagern oder stehen zu 

lassen. 

 

8 Abfälle dürfen nicht der Kanalisation zugeführt werden. 

 

9 Sonderabfälle aus Haushalten sind dem Handel, einer mobilen kantonalen Sammlung, der kantona-

len Sonderabfallsammelstelle oder einem Betrieb zuzuführen, der über eine Bewilligung zur Entge-

gennahme von Sonderabfällen verfügt. 

 

10 Invasive gebietsfremde Organismen oder Teile davon müssen so entsorgt werden, dass keine Wei-

terverbreitung erfolgt. 

IV. Gebühren 

Art. 6 Gebühren 
1 Die Kosten für die Entsorgung der Siedlungsabfälle werden den Verursachern oder Inhabern mittels 

verursachergerechten und kostendeckenden Gebühren überbunden. 

 

2 Die Gebühren setzen sich zusammen aus einer Grundgebühr und mengenabhängigen Gebühr. 

 

3 Die Grundgebühren werden pro Wohneinheit oder Betrieb jährlich erhoben. Die Grundgebühr ist 

auch zu entrichten, wenn keine Dienstleistungen der Gemeinde im Abfallbereich beansprucht werden. 

 

4 Die mengenabhängigen Gebühren werden nach Gewicht oder Volumen für folgende Abfallarten er-

hoben: Kehricht, Sperrgut, Grünabfälle. 

 

5 Überschüsse oder Defizite aus Vorjahren werden bei der Anpassung der Gebühren berücksichtigt. 
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V. Vollzugs- und Ausführungsbestimmungen 

Art. 7 Vollzug 
1 Der Gemeinderat Buch am Irchel vollzieht diese Verordnung und erlässt die darauf oder auf die Ab-

fallgesetzgebung des Bundes oder Kantons gestützten Anordnungen (Verfügungen, Bussen), soweit 

nichts anderes geregelt ist. 

 

2 Der Gemeinderat Buch am Irchel erlässt ein Gebührenreglement, in dem insbesondere die Ausge-

staltung und Höhe der Abfallgebühren sowie die Art der Gebührenerhebung festgelegt werden. 

 

3 Der Gemeinderat Buch am Irchel erlässt jährlich den Abfallkalender, in dem Einzelheiten zu Abfuh-

ren, Sammlungen und Dienstleistungen der Gemeinde im Abfallbereich geregelt sind. 

 

4 Der Gemeinderat Buch am Irchel kann die Zuständigkeit zum Erlass von Anordnungen an ein einzel-

nes oder an mehrere seiner Mitglieder delegieren. 

 

Art. 8 Kontrollen und Kostenüberbindung 
1 Die Gemeinde kann Abfallgebinde zu Kontrollzwecken öffnen. 

 

2 Die Kosten für die vorschriftsgemässe Entsorgung von unsachgemässen beseitigten oder illegal 

abgelagerten Abfällen und die damit verbundenen Umtriebe werden dem Verursacher unabhängig 

von einem Strafverfahren und zusätzlich zu einer allfälligen Busse in Rechnung gestellt. 

 

Art. 9 Erfüllung von Aufgaben der Gemeinde durch Dritte 
1 Die Gemeinde kann Aufgaben im Abfallwesen wie Sammeldienste oder Entsorgungen von gesam-

melten Abfällen ganz oder teilweise von Privaten oder öffentlich-rechtlichen Organisationen erfüllen 

lassen. 

 

2 Sie kann sich für solche Zwecke mit anderen Gemeinden zusammenschliessen. 

 

Art. 10 Strafbestimmungen 
1 Bei Widerhandlungen gegen Bestimmungen dieser Verordnung sind die Strafbestimmungen des 

übergeordneten rechts, insbesondere § 39 AbfG, anwendbar. 

 

2 Mit Busse bis CHF 500.00 wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig kleine Mengen von Abfällen 

wie Verpackungen einschliesslich Flaschen, Getränkedosen und Plastiksäcke, Drucksachen, Speise-

reste, Kaugummis oder Zigarettenstummel wegwirft oder liegen lässt. Von diesem Verbot kann der 

Gemeinderat Buch am Irchel bei bewilligungspflichtigen Veranstaltungen Ausnahmen vorsehen. 

VI. Schlussbestimmungen 

Art. 11 Inkrafttreten 
1 Diese Verordnung bedarf der Genehmigung durch das AWEL. 

 

2 Der Gemeinderat Buch am Irchel bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung. Die 

Verordnung vom 8. Dezember 1995 tritt auf diesen Zeitpunkt ausser Kraft. 

******************************* 
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Politische Gemeinde 
 
Geschäft Nr. 3 
 
 
Teilrevision Besoldungsverordnung 
 _________________________________________________________________________  
 
 
Antrag 
 
Der Gemeinderat Buch am Irchel beantragt den Stimmberechtigten gestützt auf Art. 13 Ziff. 2 
der Gemeindeordnung vom 4. März 2018: 
 

Die Teilrevision der Verordnung über die Entschädigungen der Behörden, Kommissionen, 
Funktionäre im Nebenamt und des Gemeindepersonals (Besoldungsverordnung) der Ge-
meinde Buch am Irchel zu genehmigen. 
 
 
Weisung 
 
Die Gemeindeversammlung vom 25. November 2016 hat die Besoldungsverordnung neu 
erlassen. Seither gab es keine Änderungen. Der Gemeinderat möchte hinsichtlich der neuen 
Amtsperiode 2022 – 2026 die Grundpauschalen der Behördenbesoldungen per 1. Januar 
2022 erhöhen und den Artikel 1.1 Rechtsgrundlage aktualisieren. 
 
Besoldungsverordnung vom 
25. November 2016 (gültig ab 
1. Januar 2017) 

Anpassungen Teilrevision Bemerkungen 

Art. 1.1 Rechtsgrundlage 
 
Gestützt auf Art. 12 der Gemein-
deordnung vom 18. April 2007 er-
lässt die Gemeindeversammlung 
folgende Verordnung über die Ent-
schädigungen der Behörden, 
Kommissionen, Funktionäre im 
Nebenamt und des Gemeindeper-
sonals. 
 

Art. 1.1 Rechtsgrundlage 
 
Gestützt auf Art. 13 der Gemeinde-
ordnung vom 4. März 2018 erlässt 
die Gemeindeversammlung folgende 
Verordnung über die Entschädigun-
gen der Behörden, Kommissionen, 
Funktionäre im Nebenamt und des 
Gemeindepersonals. 

Bezug auf die 
neue Gemeinde-
ordnung 

Art. 2.2 Grundpauschalen 
 
Für die Grundpauschale der Mit-
glieder des Gemeinderates und 
der Rechnungsprüfungskommissi-
on werden folgende Jahresbesol-
dungen festgelegt: 
 
Gemeinderat 
- Gemeindepräsidium (Zu-

schlag zur Mitgliederent-
schädigung) 
CHF 9‘000.00 

- Mitglieder des Gemeindera-
tes 
CHF 7‘500.00 

 

Art. 2.2 Grundpauschalen 
 
Für die Grundpauschale der Mitglie-
der des Gemeinderates und der 
Rechnungsprüfungskommission 
werden folgende Jahresbesoldungen 
festgelegt: 
 
Gemeinderat 
- Gemeindepräsidium (Zuschlag 

zur Mitgliederentschädigung) 
CHF 10’000.00 

- Mitglieder des Gemeinderates 
CHF 8‘500.00 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
Erhöhungen: 
 
Gemeinderat: 
CHF 1’000.00 
Mitglieder und 
Präsidium 
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Rechnungsprüfungskommission 
- Präsidium der Rechnungs-

prüfungskommission (Zu-
schlag) 
CHF 1‘400.00 

- Aktuariat der Rechnungsprü-
fungskommission (Zuschlag) 
CHF 1‘400.00 

- Mitglieder der Rechnungs-
prüfungskommission 
CHF 700.00 

 

 
Rechnungsprüfungskommission 
- Präsidium der Rechnungsprü-

fungskommission (Zuschlag) 
CHF 1‘600.00 

- Aktuariat der Rechnungsprü-
fungskommission (Zuschlag) 
CHF 1‘600.00 

- Mitglieder der Rechnungsprü-
fungskommission 
CHF 800.00 

 

 
RPK: CHF 100.00 
Mitglieder, CHF 
200.00 Präsidium 
und Aktuariat 
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Politische Gemeinde 
 
Geschäft Nr. 4 
 
 
Bauprojekt Ersatz Wasserleitung Geisswies - Wiler 
 _________________________________________________________________________  
 
 
Antrag 
 
Der Gemeinderat Buch am Irchel beantragt den Stimmberechtigten gestützt auf Art. 16 Ziff. 4 
der Gemeindeordnung vom 4. März 2018: 
 

Dem Bauprojekt Ersatz Wasserleitung Geisswies – Wiler zuzustimmen und einen Bruttokre-
dit von CHF 250'000.00 inkl. MwSt. zu genehmigen. 
 
 
Weisung 
 
 
Einleitung 
Der Gemeinderat Buch am Irchel beabsichtigt, die Wasserleitung Geisswies – Wiler im Jahr 
2022 zu ersetzen. Das Ingenieurbüro INGESA AG wurde deshalb mit der Ausarbeitung des 
Bauprojekts beauftragt. 
 
 
Vorhaben 
Der technische Bericht mit dem Kostenvoranschlag vom 9. Juli 2021 liegt vor. Die Haupt-
wasserleitung zwischen Unterbuch und dem Wiler führt von der Geisswies nordwestlich 
durch das bewaldete Tal des Rohrbachs zur Einmündung des Chilegässli in die Wilerstrasse. 
Die Leitung stammt aus dem Jahr 1912 und hat mit ihren 109 Jahren ihr Lebensende er-
reicht. Bei der Leitung handelt es sich um die einzige Verbindung zum Wiler, weshalb ihr 
eine hohe Bedeutung zukommt. 
 
 
Kostenaufstellung Neubau Wasserleitung Geisswies – Wiler (alle Beträge inkl. MwSt.): 
 

Bereich Arbeiten Betrag in CHF Total 
Wasser Bauarbeiten 215’000  
 Nebenarbeiten 15‘000  
 Technische Arbeiten 20’000  
Total Wasser   250’000 
Gesamttotal   250’000 

 
 
Schlussfolgerungen 
Der Gemeinderat möchte den Ersatz der Wasserleitung im Jahr 2022 umsetzen. Das voll-
ständige Projektdossier von INGESA AG liegt bei der Gemeindeverwaltung zur Einsicht auf. 
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Politische Gemeinde 
 
Geschäft Nr. 5 
 
 
Kreditabrechnung Sanierung Heizzentrale der Fernwärmeheizung 
 _________________________________________________________________________  
 
 
Antrag 
 
Der Gemeinderat Buch am Irchel beantragt den Stimmberechtigten gestützt auf Art. 16 Ziff. 7 
der Gemeindeordnung vom 4. März 2018 in Verbindung mit § 112 des Gemeindegesetzes: 
 

Die Abrechnung über den Bruttokredit Sanierung Heizzentrale der Fernwärmeheizung mit 
Bruttoausgaben in der Höhe von CHF 867'189.30 (inkl. MwSt.) zu genehmigen. 
 
 
Weisung 
 
 
Einleitung 
Die Gemeindeversammlung vom 12. Juni 2019 genehmigte einen Bruttokredit von 
CHF 864‘000.00 (inkl. MwSt.) für die Sanierung der Heizzentrale der Fernwärmeheizung. Die 
Arbeiten wurden unterdessen abgeschlossen und die neue Anlage beheizt die Liegenschaf-
ten. Die Kosten belaufen sich auf CHF 867'189.30 (inkl. MwSt.). Dies ergibt einen Mehrauf-
wand von CHF 3'189.30 (0.37%). 
 
 
Kreditabrechnung (alle Beträge inkl. MwSt.) 
 
BKP 200 Gebäude/ Bauliches 123’480.05 
BKP 230 Elektroinstallationen 47’676.10 
BKP 242 Holzkesselanlage inkl. Abgas-/Kaminanlage 408’828.50 
BKP 243 Heizungsinstallation & Wärmespeicher 188’533.95 
BKP 246 Kommunikation 0.00 
BKP 290 Nebenkosten / Honorare / Spesen 92’863.55 
BKP 999 Diverses Unvorhergesehenes 5’807.15 
Total gemäss Kostenzusammenstellung, Bruttobaukredit 867’189.30 
./.bewilligter Baukredit  - 864’000.00 
Kreditüberschreitung  3’189.30 
 
 
Die detaillierte Bauabrechnung liegt bei der Gemeindeverwaltung auf und kann eingesehen 
werden. 
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Anfragen und Rechtsmittel 
 
 
Anfragerecht gemäss § 17 Gemeindegesetz 
 

Die Stimmberechtigten können über Angelegenheiten der Gemeinde von allgemeinem Inte-
resse Anfragen einreichen und deren Beantwortung in der Gemeindeversammlung verlan-
gen. Sie richten die Anfrage schriftlich an den Gemeindevorstand. 

Anfragen, die spätestens zehn Arbeitstage vor einer Versammlung eingereicht werden, be-
antwortet der Gemeindevorstand spätestens einen Tag vor dieser Versammlung schriftlich. 

In der Versammlung werden die Anfrage und die Antwort bekannt gegeben. Die anfragende 
Person kann zur Antwort Stellung nehmen. Die Versammlung kann beschliessen, dass eine 
Diskussion stattfindet. 
 
 
Rechtsschutz 
 

Stimmrechtsrekurs 

Wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte innert 5 Tagen schriftlich 
Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c i.V.m. § 21a und § 22 Abs. 1 VRG). 

Bemerkung zum Rekurs in Stimmrechtssachen: Der Rekurs gegen die Verletzung von Ver-
fahrensvorschriften an der Gemeindeversammlung setzt voraus, dass diese an der Ver-
sammlung von irgendeiner stimmberechtigten Person gerügt worden ist (§ 21a Abs. 2 VRG) 

Rekurs gegen Anordnungen der Legislative 

Wegen Rechtsverletzungen, unrichtiger oder ungenügender Feststellung des Sachverhaltes 
sowie Unangemessenheit der angefochtenen Anordnung kann innert 30 Tagen schriftlich 
Rekurs erhoben werden (§ 19 Abs. 1 VRG i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c VRG sowie § 20 Abs. 1 
VRG). 

Rekurs gegen Erlasse der Legislative 

Wegen Verletzungen des übergeordneten Rechts kann innert 30 Tagen schriftlich Rekurs 
erhoben werden (§ 19 Abs. 1 VRG i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c VRG sowie § 20 Abs. 2 VRG). 
 
 

Mit dem neuen Gemeindegesetz, das am 1. Januar 2018 in Kraft trat, ergeben sich beim Rechtsschutz ver-
schiedene Änderungen. Die Rechtsmittel in Gemeindeangelegenheiten sind neu einheitlich im Verwaltungs-
rechtspflegegesetz (LS 175.2; VRG) geregelt. Damit soll dem Ziel der Vereinfachung und Vereinheitlichung des 
Rechtsschutzes in einem Gesetz Rechnung getragen werden. 
 
Der Rekurs in Stimmrechtssachen, mit dem die Verletzung der politischen Rechte gerügt werden kann, ist in § 
19 Abs. 1 lit. c VRG geregelt. Die noch im aufgehobenen Gemeindegesetz vom 6. Juni 1926 enthaltene Ge-
meindebeschwerde als (spezialgesetzliches) Rechtsmittel zur Anfechtung von Beschlüssen der Stimmberech-
tigten und des Gemeindeparlaments wurde aufgehoben. Solche Beschlüsse können neu mit Rekurs gemäss § 
19 Abs. 1 und 2 VRG angefochten werden. 
 
Weiter fällt auch der noch in § 152 des aufgehobenen Gemeindegesetzes enthaltene Rekurs gegen Anordnun-
gen und Erlasse anderer Gemeindebehörden und Träger öffentlicher Aufgaben (insbesondere Vorstände von 
Gemeinden, Zweckverbänden, Anstalten und Privaten, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen) weg. Solche Be-
schlüsse sind neu ebenfalls mit Rekurs gemäss VRG anfechtbar. 
 
Schliesslich fällt auch der bisherige "Protokollberichtigungsrekurs" mit Inkrafttreten des neuen Gemeindegeset-
zes dahin. Die Berichtigung des Protokolls kann somit nicht mehr für sich allein mit Rekurs verlangt werden. Es 
ist jedoch möglich, mit dem Rekurs gegen eine Anordnung oder einen Erlass gleichzeitig auch die Berichtigung 
eines angeblich unrichtigen oder unvollständigen Protokolls zu rügen. Alternativ ist es möglich, mit einer Auf-
sichtsbeschwerde an die Aufsichtsbehörde eine Protokollberichtigung zu verlangen. Es kann gerügt werden, 
dass das Protokoll den Wortlaut der gefassten Beschlüsse nicht richtig wiedergibt, es Lücken in der Wiedergabe 
der wesentlichen Aussagen enthält oder es Aussagen in einer Weise wiedergibt, die dem tatsächlichen Sinn 
zuwiderlaufen. 
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